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Liebe Unterstützerinnen und Unterstützer Liebe Unterstützerinnen und Unterstützer 
einer Hermeseiner Hermes--Reform,Reform,  
 
trotz der Unzulänglichkeit der im April 2001 
von der Bundesregierung verabschiedeten 
neuen Leitlinien bleibt das Hermes-Thema 
spannend. Fast schon mit einem Eklat ende-
te die Sitzung der OECD-Arbeitsgruppe zu 
Exportkreditversicherungen, die eine interna-
tionale Einigung über gemeinsame Umwelt-
richtlinien hätte erzielen sollen. Und während 
im Fall des Ilisu-Staudamms die Privatwirt-
schaft erfreuliche Konsequenzen zog, ver-
heißt die Position der Bundesregierung zu 
einzelnen Bürgschaftsanträgen noch immer 
wenig Gutes. Doch selbst dabei gibt es ein-
zelne positive Entwicklungen zu verzeichnen. 
 
Den bevorstehenden Wahlkampf sowie die 
Vorbereitungen für den Weltgipfel für Nach-
haltige Entwicklung in Johannesburg wollen 
wir daher unter de Motto „Hermes-beweg-
dich!“ nutzen, um Bundesregierung und Bun-
destag noch einmal deutlich zu machen, 
dass die umwelt- und entwicklungsverträgli-
che Reform der Außenwirtschaftsförderung 
nun ernsthaft in Angriff genommen werden 
muss. Dabei hoffen und zählen wir weiterhin 
auf Ihre/Eure tatkräftige Unterstützung (s. 
beiliegendes Anschreiben). 
 
Zugleich möchten wir Sie/Euch herzlich zu 
zwei Veranstaltungen einladen, bei denen 
unter Beteiligung internationaler Gäste und 
politischer RepräsentantInnen die bisher eher 
vernachlässigten energiepolitischen und so-
zialen Aspekte von Exportbürgschaften be-
leuchtet werden. 
Heike Drillisch, WEED 
  
HermesHermes--bewegbeweg--Dich!Dich!--KampagneKampagne  
 
Ab Mitte März wird die Hermes-Kampagne 
sich auf einer neuen website www.hermes-
beweg-dich.de präsentieren. Anknüpfend an 

den Erfolg der Gang-nach-Genua-Seite im 
vergangenen Jahr, sollen hier verschiedene 
Auswirkungen der Außenwirtschaftsförde-
rung dargestellt werden und der direkte Pro-
test gegenüber der Bundesregierung möglich 
sein. Zusätzlich werden ein Wahlkampfset 
aus mehreren fact sheets und ein Fragebo-
gen an die BundestagskandidatInnen erstellt. 
Und am 1./2. Juni 2002 wird sich die Her-
mes-Kampagne an der Großveranstaltung 
des Forums Umwelt und Entwicklung in Ber-
lin beteiligen. 
 
Nähere Informationen dazu in beiliegendem 
Anschreiben und in den Büros von urgewald 
und WEED. 
Heike Drillisch, WEED 
 
 
Internationaler Workshop zu ExportkrediInternationaler Workshop zu Exportkredit-t-
agenturen (ECA) in Berlinagenturen (ECA) in Berlin  
 
Internationale Großprojekte werden selten 
von einer einzelnen Exportkreditagentur un-
terstützt. Umwelt- und Menschenrechtsorga-
nisationen aus über 40 Ländern haben sich 
deshalb zu dem internationalen Netzwerk 
“ECA – Watch” zusammengeschlossen. Im 
Jahr 1998 riefen insgesamt 163 NGOs aus 
46 Ländern die Finanz- und Außenminister 
der OECD-Länder dazu auf, ihre Exportkre-
ditagenturen zu reformieren, um die negati-
ven Folgen von Projekten zu verhindern. Um 
das Vorgehen auf internationaler Ebene ab-
zusprechen und an Einzelprojekten gemein-
sam zu arbeiten, kommen die NGOs jährlich 
zu einem Strategietreffen zusammen, dieses 
Jahr in Berlin. 
 
Neben Besprechungen von Fällen wie Ilisu, 
den indonesischen Zellstoffwerken und A-
tomkraftprojekten, finden dabei zwei öffentli-
che Workshops statt, zu denen wir herzlich 
einladen: 
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Am Freitag dem 8.3. von 14-18 Uhr geht es 
bei der Heinrich Böll Stiftung um „„DeuDeuttsche sche 
Energiepolitik und AußenwirEnergiepolitik und Außenwirtschaftsfördtschaftsförde-e-
rung”rung” Dort stellen VertreterInnen aus Indien, 
Indonesien und der Tschechischen Republik 
die Probleme vor, die ECA-geförderte Projek-
te mit sich bringen. Diese reichen von Ver-
treibung, Verschuldung und der Schaffung 
von Überkapazitäten bis zur langfristigen 
Festlegung von Energiepfaden wie der ein-
seitigen Förderung fossiler Energieträger und 
der Förderung von Atomkraft. Sodann disku-
tiert ein Panel mögliche Lösungsansätze, die 
international bereits praktiziert (Festlegung 
eines Prozentsatzes der Förderung für er-
neuerbare Energien) oder gefordert werden 
(Ausschluss der Förderung für Nuklearanla-
gen, Einhaltung der WCD-Richtlinien, Inven-
tarisierung des CO²-Ausstoßes geförderter 
Projekte). Ebenso sind hier deutsche Vertre-
ter aus der Politik und von Hermes gefragt, 
wie die Lösungsansätze auf nationaler Ebene 
umgesetzt werden können. 
 
Um „Sozialstandards und ExportkrediSozialstandards und Exportkredittageagen-n-
turen”turen” geht es bei einer Tagung in Zusam-
menarbeit mit der Friedrich-Ebert-Stiftung am 
12.3. von 14-19 Uhr im SPD-Haus, Wilhelm-
strasse. Da viele der am ECA-Netzwerk be-
teiligten Organisationen eher aus dem Um-
weltbereich kommen, wollen wir uns Experti-
se holen und mit Gewerkschaftlern, der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, SPD-
PolitikerInnen, Industrie und NGO-
KollegInnen über die Möglichkeiten diskutie-
ren, auch in der Exportförderung Sozialstan-
dards einzuhalten. 
 
Auf Anfrage schicken wir gerne das genaue 
Programm! 
Regine Richter, regine@urgewald.de 
 
  

Internationale Einigung verpasstInternationale Einigung verpasst  
 
Bis Ende 2001 wollte die Arbeitsgruppe zu 
Exportkreditversicherungen in der OECD 
gemeinsame Umweltrichtlinien für ECAs er-
arbeiten (s. a. Kampagnenrundbrief 6).  
Einen entsprechenden Entschluss hatte sie 
als Reaktion auf die Kommuniqués der G8-
Staaten aus den letzten Jahren gefasst. Der 
Entwurf, der bis zum Sommer 2001 erarbeitet 
wurde, zeichnet sich allerdings durch  
ebensolche Unverbindlichkeit aus wie die 
Hermes-Leitlinien der Bundesregierung. 
 
Lediglich die Einhaltung der Standards des 
Empfängerlandes wird vorgeschrieben – was 
eine absolute Selbstverständlichkeit sein soll-
te, wird hier als besondere Leistung darge-
stellt. Internationale Standards, z. B. der 
Weltbank oder der EBRD, dienen lediglich 
als Bezugsrahmen („benchmarking“), der 
jederzeit unterschritten werden kann. Ebenso 
wenig wird Transparenz über anstehende 
Bürgschaftsentscheidungen durchgesetzt, 
die der betroffenen Bevölkerung endlich die 
Möglichkeit gäbe, Bedenken gegen Projekte 
vorzubringen. Besonders bedenklich ist, dass 
bei Teillieferungen die Umweltprüfung ganz 
entfallen kann, wenn sie im Lieferland nicht 
notwendig ist. Dies liefert gerade der deut-
schen Exportwirtschaft, deren Schwerpunkt 
Teillieferungen sind, einen Blankoschein, 
sich weiter an katastrophalen Großprojekten 
zu beteiligen. 
 
So war denn auch die Bundesregierung nach 
unseren Informationen eine der Wortführe-
rinnen, um umfassendere Richtlinien zu ver-
hindern. Die USA, deren Exportkreditagentu-
ren bereits weitergehende Standards anwen-
den, machten sich dagegen für eine Ver-
schärfung des Entwurfs stark. Dass sie letzt-
endlich der vorliegenden Version ihre Zu-
stimmung verweigerten, hat in der OECD 
Seltenheitswert und sorgte für entsprechende 
Ratlosigkeit bei allen Beteiligten. Nach dem 
Multilateralen Investitionsabkommen (MAI) ist 
nun in der OECD zum zweiten Mal eine in-
ternationale Vereinbarung im Handels- und 
Investitionsbereich gescheitert. Allerdings 
verständigten sich die übrigen Staaten (au-
ßer der Türkei) darauf, den vorliegenden 
Entwurf ab 2002 umzusetzen und wollen die-
sen in 2003 überprüfen. 
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Für uns bedeutet dieses doppelte Ergebnis, 
sowohl von den G 8-Staaten und dem OEC-
D-Ministerrat einen neuen Anlauf zu fordern 
und sich auf politischer Ebene auf 
verbindliche Standards zu verpflichten, als 
auch kontinuierlich die Unzulänglichkeit des 
jetzt praktizierten Ansatzes aufzuzeigen, so 
dass es 2003 zu ernsthaften Nachbesserun-
gen kommt. Denn wie dringend der Reform-
bedarf für ECAs ist, zeigt die Tatsache, dass 
mittlerweile sogar der Vizepräsident der In-
ternational Finance Corporation (IFC, Welt-
bankgruppe) den Exportkreditagenturen vor-
wirft, öffentliche Gelder für Privatsektorpro-
jekte auszugeben, die öffentliche Finanzinsti-
tutionen nicht finanzieren würden. 
Heike Drillisch, WEED 
 
 
TehriTehri  
 
Wer reist bringt gerne Gastgeschenke mit – 
so auch Bundeskanzler Schröder. Trotz par-
lamentarischen Widerstands, trotz eines von 
mehr als 40 Organisationen unterzeichneten 
Briefes und trotz des Vetos von Entwick-
lungsministerin und Außenminister über-
brachte der Kanzler bei seiner Indienreise im 
Oktober 2001 eine Hermesbürgschaft für den  
Tehri-Staudamm. 
 
Wie befürchtet hat die deutsche Bürgschaft 
für eine Schaltanlage von Siemens dem um-
strittenen Tehri-Projekt zu neuer Legitimation 
in Indien verholfen. Der indische Energiemi-
nister begrüsste das Gastgeschenk mit den 
Worten: „Ich bin sehr glücklich darüber, dass 
Deutschland diese Exportbürgschaft geneh-
migt hat und glaube, dass damit kein Zweifel 
mehr an diesem Projekt bestehen kann.“ 
 
Dass in der indischen Regierung Zweifel an 
Tehri bestanden, war erst wenige Monate 
zuvor deutlich geworden, als der Premiermi-
nister eine Kommission einrichtete, die die 
Sicherheit des Dammes erneut überprüfen 
sollte. Obwohl diese Kommission ihre Arbeit 
noch längst nicht abgeschlossen hatte, kün-
digte die indische Regierung nur knapp drei 
Wochen nach dem Kanzlerbesuch die lange 
herausgezögerte Teilflutung der Stadt Tehri 
an. Die BewohnerInnen, die sich täglich zu 
Protestkundgebungen treffen, wurden per 
Zeitungsannonce aufgefordert, ihre Stadt zu 
verlassen. Die darauf folgende Teilflutung 
der unteren  Stadtgebiete bot eine Art Vor-

schau auf das weitere Geschehen: rund 100 
betroffene Familien wurden mit Polizeigewalt 
aus ihren Häusern vertrieben und mussten 
mit ansehen, wie ihr  Hab und Gut von Bull-
dozern eingeebnet wurde. Wenn der Damm 
seine endgültige Höhe erreicht, wird sich das 
gleiche Szenario in weitaus grösserem Maß-
stab abspielen: Von dem Gesamtprojekt sind 
etwa 100.000 Menschen betroffen, von de-
nen etwa 10.000 in der Stadt Tehri und der 
Rest in 107 umliegenden Dörfern leben. 
 
Jedoch ist der Widerstand in und um Tehri  
nicht gebrochen. Im November 2001 wand-
ten sich indische Nichtregierungsorganisatio-
nen in einem Brief an Bundeskanzler Schrö-
der und baten ihn, sich für die ordnungsge-
mäße Umsiedlung der von der Flutung be-
troffenen Menschen einzusetzen. Dies mit 
der Begründung: „Es scheint nur legitim, 
dass Ihre Regierung auch Verantwortung für 
das Schicksal der Menschen übernimmt, 
deren Existenz durch die Flutung vernichtet 
wird.“ Bisher hat das Bundeskanzleramt auf 
den Brief nicht reagiert – jetzt ist der Auss-
chuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
gefragt, dem Kanzler die Verantwortung ins 
Gedächtnis zu rufen, die er mit der Bürg-
schaftsvergabe eingegangen ist. 
Heffa Schücking, urgewald 
 
 
IlisuIlisu--StaudammStaudamm  
 
Völlig überraschend verkündeten am 13. No-
vember 2001 das britische Unternehmen 
Balfour Beatty sowie Impregilo (Italien) ihren 
Rückzug aus dem Ilisu-Projekt, das den Tig-
ris in der Südosttürkei aufstauen soll und zu 
massenhafter Vertreibung, zur Vernichtung 
von Kulturgütern, ökologischen Schäden und 
zur Zunahme des Wasserkonflikts in Nahost 
führen würde. Als Begründung gaben die 
Unternehmen Probleme an, die ökologi-
schen, sozialen und ökologischen Schwierig-
keiten des Projekts zu lösen. Damit zeigt die 
Privatwirtschaft erfreulicherweise einmal 
mehr Verantwortungsbewusstsein als die 
Bundesregierung. Diese gibt an, trotz mehr-
monatiger Begutachtung noch immer zu kei-
ner abschließenden Bewertung der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) gekommen zu 
sein. 
 
Ein internationales Bündnis von Nichtregie-
rungsorganisationen, darunter Weed, hatte 
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bereits Anfang September eine umfangreiche 
Analyse der UVP vorgelegt (zu finden unter 
www.weedbonn.org). In dieser werden erheb-
liche Mängel aufgezeigt, was die Einhaltung 
internationaler Standards für UVPs, wissen-
schaftliche Exaktheit und die Alternativenprü-
fung anbelangt. Die in der UVP enthaltenen 
Informationen bestätigen jedoch die Befürch-
tungen, dass das Projekt massive negative 
ökologische, soziale, menschenrechtliche 
und kulturhistorische Konsequenzen hätten 
und die Auflagen der Exportkreditversiche-
rungen weder erfüllt noch erfüllbar sind. 
 
Statt nun aber endlich auf eine gemeinsame 
Ablehnung des Projekts durch die Exportkre-
ditversicherungen zu drängen, verlegt die 
Bundesregierung sich aufs Abwarten, ob das 
Restkonsortium neue Partner findet, und ist 
ggf. bereit, das Projekt weiter zu prüfen. Die 
 
extreme Belastung, die die anhaltende Un-
gewissheit für die Projektbetroffenen bedeu-

tet, nimmt sie damit billigend in Kauf. 
Heike Drillisch (WEED) 
 
 
WeitereWeitere Materialien sind in unseren B Materialien sind in unseren Büüros ros 
und auf folgenden websites und auf folgenden websites zu beziehen:zu beziehen:  
  
www.hermeswww.hermes--bewegbeweg--dich.dedich.de  (ab18.3.2002)  
www.urgewald.dewww.urgewald.de  
www.weedbonn.orgwww.weedbonn.org  
  
 
 
 
Mit herzlichen Grüßen  
 
Regine Richter (urgewald) 
Heike Drillisch (WEED)  
Heffa Schücking (urgewald)   
Barbara Unmüßig (WEED) 
Swaantje Fock (urgewald) 

 


